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INHALT: Gesetz vom 31. Juli 1949 über · Entschädigung für Freiheitsentziehung durch Maßnahmen der 
nationalsozialistischen Gewaltli.errschaft (Haftentschädigungsgesetz) l Verordnung vom 29. Juli 1949 
über die Aufhebung der · Polizeiverordnung über das Abbrennen von Feuerwerkskörpern und ähnlichen 
Erzeugnissen vom 27. November 1939 in der Fassung der Polizeiverordnung vom 10. · Mai 1940 / An­
ordnung NS 5/49 vom 27. Juli 1949 zur Änderung der· Anordnung über die Preisgestaltung . :für Bier 
vom 23. März 1949 / Bericlitigung. 

Gesetz 

über Entschädigung für Freiheitsentziehung durch 
Maßnahmen der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft 

(Haftentschädigungsgesetz). 
Vom 31. Juli 1949. 

_Der N1edersächsische Landtag biat das folgende 
Gesetz beschlossen, das mit Zustimmung des Gebiets­
beauftragten für das Land Ni<edersachsen hiermit ver­
kündet wird: 

§ 1 

(1) Wer durch Maßnahmen der n'ationalsoz.ialistischen 
Gewaltherrsch:aft ausschließlich :aus politischen, welt­
anschaulichen, religiösen oder . rassisch€11 Gründen 
seiner Freiheit ·berawbt war, erhält arus iMitteln des 
uandes für die Frei,heitsent.i:Lehrun,g eine Entschädigung 
(Haftentschädigun:g), sod'ern er 

·a) V'On einem Sonderhilfsaussdhuß im Lande Nie­
dersachsen als Verfolgter der nationalsozialisti­
schen Gewalthernschaft ,anerkanint worden ist 
und 

b) mindestens seit dem 1. Januar 1948 im Lande 
N~edersac:hsen seinen Wohnsitz oder ständigen 
Au:Jienrthalt hat. 

(2) Für V.erfolgte der nationalsozialistischen Gewalt­
herrschad't, die nach dem 1. Jmiuar 1948 als Krieogsge­
fangene heimgekehrt sind oder ials Flüchtlinge im 
La,nde Ni,edersachsen .erstmalig fören Wohnsitz in dßii 
Westzonen begründet !haben, entfällt . die Bestim­
mung i:n Abs. 1 Buchstabe b). Dies gilt aruch für Emi­
granten, die dm Zeitpunkt der Emigration :ihren Wohn­
sitz im Lande N:iedersach9en hatten und nach dem 
1. J,anuar 1948 Il!ach Ndede:rsachsen zurücklkehren. 

(3) Flüc,htlim.,ge im Sinne dieses Gesetzes sind Per­
sonen, die unter Artikel I Abs. 1 der Ersten Durch­
führungsveroridnung zum Gesetz über die Flüchtlmgs­
betreuung im Lanide Niedersachsen vom 5. Novemb:er 
191,7 (Nti.edersächsi,sches Gesetz- und Vero11dnrungs­
blatt S. 97) in der Fassung, wie sie sich aus Artikel I 
Ziffer 1 der Verordnung zur Änderung der Ersten 
und Zweiten Durchführungsverordlnung rum Gesetz 
über die Flüchtlin1gsbetreuung im Lande Niedersach­
sen vom 21. Februcn- 1949 (Nieder,sächsi.sches Gesetz­
und Verordnungsblatt ,s. 45) erigtbt, fallen. 

§ 2 

(1) Für --eine .gerichtliche Strafhaft und Sicherungs­
verwahrung einsch1ießHch der voraUS1gegang,enen Un­
tersl.ichungshad't, wird beim Vor1tegen der sonstigen 
Vw~:u,ssetzung€'Il des § 1 eine Haftentschädi,gung :nur 
gewahrt, soweit -die verurteilllmg niach den Bestim­
mungen in § 1 Abs. 1, 2 und §§ 7 und 8 der Verord­
nun~ üper die Gewi:jhrunig von Straffreiheit vom 3. 
Jum 1947 (V.erordn~blatt für die Br.itische Zooe 
~: 68) autgehoben oder nach § 4 dieser Verordnl\lilg 

ie Strafe hembgesetzt ist. 

u \2\A:bs .. 1 gilt entsprecli,end für .gerichtliche Straf­si:: e, ·die außerhalb der britischen Zone e:rigan,gen. 

(3) Der Nachweis ider Au!llhetbung des Urtei1s '.Ll;t · 
durch eine Bescheinigung der Staatsanwaltschaft izu 
führen. 

(4) Ist es U!Ilffiöglich, die Aufhebung ,des Urteils zu 
erreichen, entschetdet dier Dandesarusschuß (§ 7 Abs. 2), 
ob der Anspruch geltend gemacht werden kann. 

§ 3 

(1) Freiheitsentziehung im Sinne · dieses Gesetzes 
ist jede Inhaft1enmg .in einem Konzentriationslager 
oder ·in einer po-1izeilichen, m:ilitärische<n oder gerücht­
lichen Haftanstalt. 

(2) Als Freiheitsentziehung im Sinne dieses Gesetzes 
gilt auch, soweit die Vora'Us:setzun:gen des § 1 vor­
liegen, 

a) Inha:ftn:ahme durch .die NSDAP, ihre Gliederun­
gen oder eine andere von ilhr bearufu.agte Stelle, 

b) ZUM1eisun,g = einer Wehrm,achtsstrafeinheit, dns-, 
besondere zu ,einem Bewälhrun.gs- oder Straf­
ba ta.illon, 

c) zwangsweiser Ghetto-Aufenthalt, 
d) Einwe:iisung in ein Zwan,gsirnbedtslager, 
e) illegales Leben im Bereich der' nationalsozialisti­

schen Gewaltherrschaft, um sich nationalsozia­
listischer Verfolgung aus den in § 1 genannten 
Gründen zu entziehen, sofern die Lebensbedin­
gungen des illegalen Lebens nach Art und Wir­
kung den Härten einer Inhaftierung gleichkamen. 

§ 4 
(1) Die HaftentschädLgun,g ,schließt Ansprüche g;egen 

den Staat auf Entgelt für während der Freiheitsent­
ziehung ge1'eistete Dienste aus. Wird Haftentschädigung 
in Anspruch genommen, können darüber hinaus aius · 
AnJ.,aß der Fre:iheitsentz1eihunig vermögensrechtldche 
Ansprüche gegen das Land Niiede:vsachsen nicht gel-. 
tend gemacht werden, soweit landesgesetzlich nicht. 
etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Wir.d Haftentschädigung .i!n Alnsp.ruch genommen, 
so gehen Ersatzansprüche des Entschädigten oder der 
nach ihm Berechtigten gegen D11itte aiu.f Schadenersatz 
für Freiheitsentziehung nach sonstigem Recht oder 
auf Zahlung oder Nachzahlung von Entgelt :für wäh­
rend der Haft gelei<stete Dienste in Höhe der Haft­
entschädigung au! das Land Niedersachsen über. Der 
Übergang erfolgt im Zeitpunkt der Rechtskraft des 
Haftentschä-digun,gs-Bescheids. Der Übergang kann 
nicht zum Nachteil des Ailispruchsberechti,gten (§ 1) 
oder der gemäß diesem Gesetz !Iliach ihm Berechtigten 
geltend gemacht wel'den. 

§ 5 

(1) Ist jemand, der nach .diesem Gesetz anspruchs­
berechtigt · s~n würde, verstorben, so geht der An­
spruch aruf Had'tentschädigung auf seine Abkömmlin,ge 
und seinen überlebenden Eheigatten in dem Verhältnis, 
dn dem diese gesetzliche E:riben sein würden, iliber. Hat 
der .Anspruchsberechtiigte keine Abkömmlinge hinter­
lassen, so geht der Anspruch auf den überlebenden 
Ehegatten über. Hiat er weder Abkömmlinge noch 
einen Ehegatten hinterlassen, so ,geht der Anspruch 
au! die Eltem über. Im üJbri,gen ist der Anspruch nicht 



(2) Personen, mit denen der Anspruchsberechtigte 
in eheäh1;1licher Gemeinschaft .gelebt hat, sind dem 
Ehegatten gleichzruachten, sofern . beide in der Zeit 
der eheähnlichen Gemeinschaft unvei:ihedratet wai:ien. 
Adoptivkinder siln~ den ehelichen Kindern gleichzu-
achten. · 

(3) Ein Ü'beiigiang des Anspruchs ,au,f Haftentschädi­
gung auf die in Abs. 1 und 2 .genannten Personen dst 
ausgeschlossen, sofern di1ese wegen asozialen Verhal­
tens oder wegen n:ationalsozia1istischer Betätigung 
einer Haftentschädigung unwfuidi·g erscheinen oder 
durch letztwilHge Verfügung des Anspruchsberech.tig­
ten vom Erbrecht ,ausgeschlo&Sen sind. 

(4) Ansprüche itliach Abs. 1 bis 3 ,gehen nur ,aiuf Per­
sonen über, die mindestens seit dem 1. Januar 1948 im 
Lande Niedersachsen ihren Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt haben. 

§ 6 

(1) Haftentschäidi,gung wilid nur aui Am.trag gewährt. 
Antragsberechtigt sind die Anspruchsberechtigten 
(§§ 1 ,und 5). Der Antraig :ist bis zum · 31. März 1950 
(Ausscliiußfrist) bei dem für den Wcfünsitz des. An­
spruchsberechti,gten ziuständi,g,en iKreLssonderhllfs.aus­
schuß zu stellen. 

(2) Für Anspruchsberechtigte, die ,als Kriegsge­
fangene oder Flüchtldnge erst nach dem 30. September 
1949 heimkehren oder ihren Wohnsitz oder ständigen 
Aufenthalt im Lande Niedersachsen nehmen, endet 
die Ausschlußfoist sechs Monate nach .ilhrer Heimkehr 
oder i:hrer Wohnsitzbe.gründung im Lande Nieder­
sachsen. · · 

§_ 7 

(1) Über Am.träge am Haftentschädi>gung ,entscheiden 
die niach dem Gesetz über Gewährung von Sonder­
hilfe für Vevfölgte der :n:a1Jionalsozia1istiischen Gew,alt­
herrschaft (Personeinschaden) vom 22. September 1948 
(Niedersächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 77) 
.gebUdeten Kreissonderhilisausschüsse. 

(2) Die Bestimmungen des Gesetzes über Gewäh­
rung von Sonderhilfe für Verfolgte der :nationalsozia­
listischen Gewaltherrschaft (Personenschaden) und 
über die Anerkennung als Verfolgter der national­
soziali:stiischen Gew.altherrschaift (Abschnitt I, III, IV) 
und über das Verfahren vor den Kreissonderhilfs­
ausschüssen (A!bschnitt V bis VJ:II) finden Anwendung 
mit der Maß,g;ahe, idlaß ,gegen die Entscheidung des 
Beschwerdeausschlusses tim Frule einer Gesetzesv,er-
1etzung die weitere Beschwerde an den Landesaus­
schuß zuläs,siig i1st. 

§ 8 

Haftentschädigung :nach di!esem Gesetz wird nicht 
gewährt, .wenn der Anspruchsberechtigte in einem 
anderen, deutschen Land einen gleichartigen Anspruch 
geltend ,gemacht oder be!'eits Haftentschädigung erhal­
ten hat. 

§ 9 

·· Ansprüche aus diesem Gesetz kö!llnen nicht .gepfän­
det weI"den. Sie sind abtretbar · und verpfändbar, wenn 
dem Anspruchsberechti,gten Haftentschädigung zuge­
sprochen worden und der Bescheid hierüber rechts­
kräftig geworden ist. 

§ 10 

(1) Die Haftentschäidig1mg beträgt 150,- DM fiir 
jeden Monat der Freiheitsentziehung. A!ngefangene 
Monate werden als voUe MOOJate gerechnet. 

(2) Bei mehrer,en zeitlich getrennten. Fredheits,ent­
ziehungen ist der Bemessung die Ges1amtdauer der 
Freiheitsentziehung zu Grunde zu legen, wobei je­
d,och ,d,ie Bestimmung in Albs. 1 Satz 2 nur einmal an­
z.uwenden ist. 

§ 11 

(1) Die Haftentschädi.gung wfrd ,entsprechend den 
Durchführurrigs:bestimmun.gen dm Rahmen der jeweils 
im Hiliushalt des Landes bereitg,es.tellten Mittel in Teil­
beträgen gez.,ahlt. Binnen ,eines Jahres . nach Inkraft-:­
tretoo dieses Gesetzes sind bis zur Höhe von 450,- DM 
alle anerkannten Ansprüche zu befriedi,gen. 

(2) Ist . ein Anspruchsberechtigter voll erwerbsu 
!ählg, so ist ihm auf seinen Antrag die Haftentsch ~­
digung bevorzugt ausZ1UzahLen. a-

(3) Weist ein Anspruchsberechtigter nach daß 
einen Be~rag, der üb.~r d~ nach Abs. 1 fäU{g~n T ~r 
betDag hmausgeht, iur einen Wohnung&bau ben"t11• 
so krum der Minioster des ID!llern im Einvernei igt, 
mit dE::11. MinistE:r der. Finanzen .die Auszahlun m~n 
Entschad1,g;ung bas zur vollen Höhe gewähren ng· der 

· 1 . eh .. . ~es,e.s V cht orre .. .g1 t m t fur ,albgetr:etene oder verpfänd t 
Anspruche. . e e 

(4) _Im Falle der Auswande11UD,g €!in~ Anspruchsbe­
rechtigten k1anJr,i auf A!ntrag die Haftentschäcti,gu 
voll ausgezahlt we11den. ng 

§ 12 

.. Dde Zahl~gen auf Grll:1'd dieses . Gesetzes sind in 
lan;gstens vier Jahren, begmnend mit :dem Haushalts­
jahr 1949; bis zum 31. Mäl'Z 1953 zu leisten. 

§ 13 
Im Falle ei!ner über den Bereich des Landes hinaus­

gehenden Regehmg der in dLesem Gesetz behandelten 
Ansprüche ,gelten die . Leistungen auf Grund dieses 
Gesetzes als Vorauwahlwrugen,. · 

§ 14 
Der Minister des Innern ,roann im ·Einvernehmen mit 

dem Minister der Finainzen in Härtefällen auf Antrag 
Ausnahmen von den · Bestimmungen des § 1 Abs. 1 
Buchstabe b), § 1 Albs. 2, §§ 5, 6 und · weitergehende 
Ausnahmen als in § 11 Albs. 2 und 3 zulassen. 

§ 15 
Das Sttaatsminf.sterium erläßt die zur Durchführung 

dieses Gesetzes erforderlichen Rechts- und Verwal­
tungsvorschriften Illach Anhörung des Ausschusses für 
innere Verwaltung des Niedersächsi,schen Landtages. 

§ 16 
Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Verkün-

dung in Kraft. · 

Hannover, den 31. Juli 1949. 

De;r Niedersächsiische Minist ,erpräsident 
Kopf 

Der Nii.edersächsische Minister des 
Innern 

Borowski 

Verordnung 
über die Aufhebung der Polizeiverordnung über das 
Abbrennen von Feuerwerkskörpern und ähnlichen 
Erzeugnissen vom 27. November 1939 (Reichsgesetzbl. I 
S. 2345) in der .Fassung der · Polizeiverordnung vom 

10. Mai 1940 (Reichsgesetzbl. I s .. 784). 
Vom 29. Juli 1949. 

Auf . Grund der Verordnung über die Polizeiverord­
IllUil1gen der Reichsminister vom 14. November 1938 
(Reiahsgesetzbl. I S. 1582) w:irid mit Zustimmun.g des 
Gebi,etsbea,uftragten für das Land N.f.edersachsen ver­
o!'dnet: · 

§ 1 
Die · Polizeiverondnung über das Abbr€1Il!Il,en von 

Feuerwerkskörpern .und ähnlichen ·Erzeugnissen vom 
27. November 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 2345) und die 
Polizeiver,ordnung zur El'gänzunig der Polizeiv,erord­
nung über das Abbrennen von Feuerwerkskörpern und· 
ähnlichen Erzeugnissen vom 10. Mai 1940 (Reichs­
gesetzbl. I S. 784) werden auiig,ehoben. 

§ 2 
Diese V;er011dnung tritt mit dem ~age dhI1er Verkün­

dung in Kraft 

Hannover, den 29. Juli 1949. 

Das Niedersächsische St ·aats-
. mindsterium 

Kopf Kubel 
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§ 2. 
Die 1. Anordnung. zur Änderung der Anordnung 

über die Preisgestaltung für Bier vom 23. März 1949 
(Niedersächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 79) 
vom 26. April 1949 (Niedersächsisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt; Seite 114) wird hiermit aufgehoben. 
Hannover, den 27. Juli 1949 
Aktz. IV - C 2 g - 2496/49 

Der Nied,ersächsische Minister 
des Innern 

Preis b i!d ung s s tel1 e 
I. A.: Dr. Ebisch. 

Berichtigung 

zur Anordnung zur Durchführung des Milchgesetzes 
vom 31. 7. 1930 (RGBl. I S. 421) vom 26. März 1949 

(NGuVBl. S. 95). 

In Artikel 2 sind für die Worte: ,,der :Verordnung 
des Oldenburgischen Staatsministeriums zur Aus­
führung des Milchgesetzes vom 21. November 1931 
(Gesetzblatt für den Freistaat Oldenburg Seite 617)" 
einzusetzen: ,,der Bekanntmachung des Oldenburgi­
schen Ministeriums des Innern vom 28. Dezember 1930 
zur Ausführung des Milchgesetzes (Gesetzblatt für den 
Freistaat Oldenburg, Landesteil Oldenburg, Folge 49 
XLVII. Band)." Es ist am Schluß von Art. 2 hinzu­
zusetzen: ,,und der 100. Verordnung der Schaumburg­
Lippischen Landesregierung zur Durchführung des 
Milchgesetzes vom 26. 4. 1932 (Schaumb.-Lippische 
Landesverordnung Band 31 S. 179). 
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Anordnung NS 5/49 

zur Änderung der Anordnung über die Preisgestaltung 
für Bier vom 23. März 1949 . (Niedersächsisches Gesetz­

und Verordnungsblatt, S. 79) 

Vom 27. Juli 1949 

Aufgrund des § 2 des Preisgesetzes vom 10. April 
1948 (Gesetz- und Verordnungsblatt des Wirtschafts­
rates des Vereinigten Wirtschaftsgebietes S. 27), ver­
längert durch Gesetz vom 3. Februar 1949 (Gesetz­
und Verordnungsblatt des Wirtschaftsrates des Ver­
einigten Wirtschaftsgebietes S. 14) wird hiermit unter 
dem Vorbehalt des jederzeitigen WiderrUfs für das 
Land Niedersachsen angeordnet. 

§ 1. 
Der § 1 der Anordnung über die Preisgestaltung für 

Bier vom 23. März 1949 (Niedersächsisches Gesetz­
und Verordnungsblatt, S. 79) erhält folgende Neu­
fassung: 

§ 1 
Brauereiabgabepreise. 

(la) der Brauereiabgabehöchstpreis für Lagerbier mit 
7 bis 8 °/o Stammwürze wird auf DM 72,50 je hl 
festgesetzt. 

(lb) für Spezialbier wird ein Aufschlag von DM 7.50 
je hl zugelassen. 

(2) Für Flaschenbier werden folgende Brauerei­
abgabehöchstpreise festgesetzt: 
a) für Lagerbier in Flaschen 

für die 1/2 Ltr. Flasche DM -.46 
für di'e 1/3 Ltr. Flasche DM -.33 

b) für Spezialbier in Flaschen 
für die 1/2 Ltr. Flasche DM -.50 
für die 1/3 Ltr. Flasche DM -.35. 

Mit der Auslieferung der Inhaltsverzeichnisse 
a) für das Niedersächsische Gesetz- und Verordnungsblatt und 

b) für das Amtsblatt für Niedersachsen 
- Jahrgang 1948 -

haben wir begonnen. Wir bitten alle Bezjeher des Amtsblattes und des Niedersächsischen Gesetz- und 
Verordnungsblattes, möglichst sofort, der Schlüterschen Verlagsanstalt und Buchdruckerei, Hannover, 
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